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Stellungnahme 
zum Antrag Nr. AT/0137/2020 

 

Vorlage: ST/0145/2020 Datum: 13.08.2020 

Dezernat 4 

Verfasser: 85-EB Stadtentwässerung Az.: EB 85 / EB 67 

Betreff: 

Stellungnahme zum Antrag der CDU-Ratsfraktion: Erstellung eines 

Regenwassermanagement-Konzepts 

Gremienweg: 

08.09.2020 Ausschuss für Stadtentwicklung und Mobilität  einstimmig  mehrheitl.  ohne BE 

 abgelehnt  Kenntnis  abgesetzt 

 verwiesen  vertagt  geändert 

TOP  öffentlich  Enthaltungen  Gegenstimmen 

01.09.2020 Werkausschuss "Stadtentwässerung"  einstimmig  mehrheitl.  ohne BE 

 abgelehnt  Kenntnis  abgesetzt 

 verwiesen  vertagt  geändert 

TOP  öffentlich  Enthaltungen  Gegenstimmen 

01.09.2020 Werkausschuss "Grünflächen- und 

Bestattungswesen" 

 einstimmig  mehrheitl.  ohne BE 

 abgelehnt  Kenntnis  abgesetzt 

 verwiesen  vertagt  geändert 

TOP  öffentlich  Enthaltungen  Gegenstimmen 

 

Stellungnahme: 

Im Zuge des in Neuaufstellung befindlichen Generalentwässerungsplans für Koblenz sind für die 

Erschließung neuer Siedlungsbereiche bereits zentrale Maßnahmen zur Regenwasserbewirtschaftung 

eingeplant. Die Berücksichtigung weiterführender, dezentraler Ansätze sieht die Verwaltung positiv. 

Da im Stadtgebiet sehr unterschiedliche Nutzungsanforderungen und Anwendungskriterien vorlie-

gen, sollte ein Regenwassermanagement-Konzept maßnahmenbezogen aufgestellt werden.  

Für die Anwendung im konkreten Einzelfall würde die Verwaltung die in Frage kommenden Maß-

nahmen in einer Art planungsebenen bezogenen "Instrumentenkatalog" zusammenstellen, so dass auf 

den einzelnen Planungsebenen (Flächennutzungs- und Bebauungsplanung, Erschließungs- und Stra-

ßenplanung sowie Entwässerungs- und Bewirtschaftungsplanung) von den Planungsträgern zielge-

richtet und je nach Ausgangsvoraussetzung des Plangebietes /-objektes die passenden Maßnahmen 

ausgewählt werden können.  

 

 

Beschlussempfehlung: 

Die Verwaltung empfiehlt, wie zuvor beschrieben zu verfahren, den zu erstellenden Instrumentenka-

talog in den politischen Gremien zu beschließen und anschließend die Fördermöglichkeiten zu eruie-

ren. 
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